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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.09.2024 

Geschäftszahl 

Ro 2022/04/0031 

Rechtssatz 

Der Grundsatz der Datenminimierung nach Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO legt drei kumulative 
Tatbestandselemente fest: Die Angemessenheit, die Erheblichkeit und die Beschränkung auf das 
notwendige Maß. Die Verwendung von Daten ist erheblich, wenn sie für die Erreichung des festgelegten 
Zwecks geeignet und erforderlich ist. Dies ist dann nicht der Fall, wenn der Zweck ohne die konkreten 
Daten genauso gut erfüllt werden kann. Der Grundsatz der Datenminimierung verbietet damit nicht nur 
die Erhebung von Daten, die keinen Bezug zu dem Verarbeitungszweck haben oder nicht geeignet sind, 
zur Erreichung des Zwecks beizutragen, sondern auch die Erhebung personenbezogener Daten, die für die 
in diesem Zeitpunkt festgelegten Zwecke objektiv nicht erforderlich sind und in keinem Zusammenhang 
mit diesen Zwecken stehen. Kann der verfolgte legitime Zweck mit einem geringeren Maß an 
Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung genauso gut verwirklicht werden, ist der beabsichtigte 
Umfang nicht auf das notwendige Maß beschränkt. 
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